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Gesetz 
vom 15. März 2007 

über die Abänderung des Allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuches 

(Arbeitsvertragsrecht) 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

§ 1173a des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches vom 1. Juni 1811, 
im Fürstentum Liechtenstein eingeführt aufgrund Fürstlicher Verord-
nung vom 18. Februar 1812, in der geltenden Fassung, wird wie folgt 
abgeändert: 

Sachüberschrift vor Art. 111a 

IV. Mindestlöhne 

Art. 111a 

1. Voraussetzungen 

1) Werden innerhalb einer Branche oder eines Berufes die orts-, be-
rufs- oder branchenüblichen Löhne wiederholt in missbräuchlicher Weise 
unterboten und liegt kein Gesamtarbeitsvertrag mit Bestimmungen über 
Mindestlöhne vor, der allgemein verbindlich erklärt werden kann, so 
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kann die Regierung zur Bekämpfung oder Verhinderung von Missbräu-
chen auf Antrag der dreigliedrigen Kommission nach Art. 111b einen 
befristeten Normalarbeitsvertrag erlassen, der Mindestlöhne vorsieht. 

2) Die Mindestlöhne dürfen weder dem Gesamtinteresse zuwiderlau-
fen, noch die berechtigten Interessen anderer Branchen oder Bevölke-
rungskreise beeinträchtigen. Sie müssen den auf betrieblichen Verschie-
denheiten beruhenden Minderheitsinteressen der betroffenen Branchen 
oder Berufe angemessen Rechnung tragen. 

Art. 111b 

2. Dreigliedrige Kommission 

1) Die Regierung setzt eine dreigliedrige Kommission ein, die sich aus 
einer gleichen Zahl von Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern sowie 
Vertretern des Staates zusammensetzt. 

2) Bezüglich der Wahl ihrer Vertreter nach Abs. 1 steht den Arbeit-
geber- und Arbeitnehmerverbänden ein Vorschlagsrecht zu. 

3) Die Kommission beobachtet den Arbeitsmarkt. Stellt sie Missbräu-
che im Sinne von Art. 111a Abs. 1 fest, so sucht sie in der Regel eine 
direkte Verständigung mit den betroffenen Arbeitgebern. Gelingt dies 
innert zwei Monaten nicht, so beantragt sie der Regierung den Erlass 
eines Normalarbeitsvertrages, der für die betroffenen Branchen oder 
Berufe Mindestlöhne vorsieht. 

4) Ändert sich die Arbeitsmarktsituation in den betroffenen Bran-
chen, so beantragt die dreigliedrige Kommission der Regierung die Än-
derung oder die Aufhebung des Normalarbeitsvertrags. 

5) Um die ihnen übertragenen Aufgaben wahrzunehmen, hat die drei-
gliedrige Kommission in den Betrieben das Recht auf Auskunft und Ein-
sichtnahme in alle Dokumente, die für die Durchführung der Untersu-
chung notwendig sind. Im Streitfall entscheidet das Amt für Volkswirt-
schaft. 
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Art. 111c 

3. Amtsgeheimnis 

1) Die Mitglieder der dreigliedrigen Kommission unterstehen dem 
Amtsgeheimnis; sie sind insbesondere über betriebliche und private An-
gelegenheiten, die ihnen in dieser Eigenschaft zur Kenntnis gelangen, zur 
Verschwiegenheit gegenüber Drittpersonen verpflichtet. 

2) Die Pflicht zur Verschwiegenheit bleibt auch nach dem Ausschei-
den aus der dreigliedrigen Kommission bestehen. 

Art. 111d 

4. Wirkungen 

1) Der Normalarbeitsvertrag nach Art. 111a gilt auch für Arbeitneh-
mer, die nur vorübergehend in seinem örtlichen Geltungsbereich tätig 
sind, sowie für verliehene Arbeitnehmer. 

2) Durch Abrede darf vom Normalarbeitsvertrag nach Art. 111a nicht 
zu Ungunsten des Arbeitnehmers abgewichen werden. 

Art. 111e 

5. Klagerecht der Verbände 

Den Arbeitgeber- und den Arbeitnehmerverbänden steht ein An-
spruch auf gerichtliche Feststellung zu, ob ein Arbeitgeber den Normal-
arbeitsvertrag nach Art. 111a einhält. 
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II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage der Kundmachung in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Otmar Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 


